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Liveöbertragung / Victeoatifiteichrarng öffentlicher Ratssitzungen 
Ihre Antrage vorn 2Q.01.2011 

Sehr geehrte Frau Heuer, 

vielen Dank für Ihre o. a. Antrage. Zu den von Ihnen aufgeworfenen 
Fragen der Übertragung öffentlicher Ratssitzungen habe ich bisher die 
nachfolgende Auffassung vertreten; 

Eine Übertragung von Rats- und Äüsschusseitzungen in das Internet ist 
grundsätzlich mtoifch.. Sie bedarTaber eTner̂ eöWsgiuodjage, die der 
Rat in seirief GeschMsordlto^esfechreiben kann, da es in W*W,der-
zeit keine gesetzliche Gestaltung zur Übertragung von Gemeinderatssit­
zungen in das Internet gibt 

Die Rechtmäßigkeit ist sowohf nach Kommunafverfassungsrecht als 
auch nach Datenschutzrecht zu beurteilen. Außerdem dürften das Me­
dienrecht und das Urheberrecht betroffen sein. 

Kommunalverfassungsrecht 

Die Gemeindeordnung des Landes Nord rhein-Westfalen regelt in 
6^48 Abs. 2 S. 1 GO NW die Öffentlichkeit der Sitzungen der Vertre­
tungskörperschaften. Dieser historisch gewachsene Grundsatz der Sit-
zungsöffentiichkeit ergänzt das In Art. 20 Abs. 1 GG verankerte Demo-
kratieprinzip, an das die Gemeinden und Kreise gemäß Art. 28 GG ge­
bunden "sind. 

Dienstgebäude und Usferan-
schrift: 
Kavallerie Straße 2-4 
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Telefon 0211 38424-0 
Telefax 0211 38424-10 
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wwvv.ldi.nrw.de 
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Rhefnbahnllnien 704. 709.719 
Haltestelle Poststraße 
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Auf das Verfahren in den Ausschüssen, darunter auch die Sitzungen der 
Ausschüsse, finden nach § 58 Abs. 2 S, 1 GO NW die für den Rat gel­
tenden Vorschriften entsprechende Anwendung. 

Der Grundsatz der Öffentlichkeit wird In § 7 Abs. 1 cterGeschaftsord-
nung^desRates konkretisiert. Nach dieser Vorschrift hat jederdas 
Recht, als Zühörarin oder Zuhörer an öffentlichen Ratssitzungen teiizu: 

nehmen, soweit dies die räumlichen Verhältnisse gestatten. 

Erforderlichkeft einer Rechtsgrundlage wegen dös Eingriffs in 
Rechte Betroffener 

Zu der Frage,, ob in öffentlicher Sitzung BMaufeeichnungen getätigt und 

aus ̂ Kaiiiöiu  ̂ •SFî  ate S169 

cfes G«hchts-\rerfasstinasheSe'fees.'fö¥G)- kerrij/grfcbt der Ubertr̂ üng 
aus den von Ihnen genannten Sitzungen, EincOberfragung von Stein-
gen im internet würde jedoch nicht aMn die Ratsmitgfleder, sondern In 
gleichem Maße wertere anwesende Bedienstete der Stadt, sachkundige 
Bürger in Ausschüssen uhd Zuschauer betreffen. Deshalb ist hierfür ei-

Sff Abs.3GONW, Därtedhdttrfen p< 
Daten offenbart werden, äSnzeh 
rver oder- Belange de© öffentSchen Wohls Sberwfegefl-. Zu prüfen ist für 
den Regeffeü, ob der in § 48 Abs. t S. 1 GG 
Oe* na\aMv?M* 
schränkt oder erwefeill&srdgJQJSäOri • Nach §48 Abs^2 S. 2 GO_NW. 
LawTdift rVffenfftchkeit für Angelegenheiten einer besti mn^n^Ajtdurch 
dfelSScfiSiSord^  ̂ werden. 

Soweit die Gemeindeordnung keine abschließenden Regeln für die Ar­
beitsweise des Rates und der Ausschüsse aufstellt, kann der Ratkn. 
Rahmen seiner GesnHätsordnunosautonomie einzelne_Fragenj-MglQ . 
(vgl, § 4f Abs. 2 S. 1 GG NW), Die Feststellung, die Gemeindeordnung 
enthalte keine abschließende Regelung, muss sich „aber Mit der für eine 
Beschränkung^deFkömvunalen Organisationshoheit und Geschäftsord-
nungsautonomie zu fordernden^Bn^utjgkejCJe .̂]ianJassen.(OVG 
NRW Urteil vom 30.03,2004 - 15 A 2360/02 - NWVBI. 2004, S, 378). 
Der Rat kann die Materie also - im Rahmen der Gesetze - gestalten. 
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Hier ist daneben auch das Datenschutzgesetz des Landes Nordrhein-
Westfafen (DSG NRW) zu beachten. Denn in den Sitzungen werden 
auch personenbezogene Daten i, S. d. § 3 Abs, 1' DSG NRW behandelt 
und personenbezogene Daten von Teilnehmern können betroffen sein. 
Die Übertragung In das Internet steift eine Übermittlung nach 
§ 16 Abs. 1 DSG NRW dar, die den Anwendungsbereich des Daten-

§2$ b DSG NRW kann in diesem Fali pjcht als einschränkende Vorgabe 
gegen die Zülässigkeit von Übertragungen herangezogen werden. Nach 
dieser Norm ist die nicht mit einer Speicherung verbundene Beobach­
tung öffentlich zugänglicher Bereiche mit opftsch-elektronischen Einrich­
tungen nur zulässig, soweit dies der Wahrnehmung des Hausrechts 
dient und keine Anhaltspunkte dafür bestehen., dass schutzwürdige Inte­
ressen betroffener Personen überwiegen. Dem Hausrecht dienen, d, h. 
den ordnungsgemäßen Abiauf der Rats- oder Au3schus3sitzungen ge­
währleisten-, soll aber die Übertragung der Aufzeichnung eben nicht, 
sondern eine wertere Inforrnatiortsmögiiehkeit' des Bürgers Ober die 
kommunale Tätigkeit gewährleisten. 

Will der Rat Bild- und TohaufzeiühnUEigen aus den Sitzungen sowie de­
ren Direktübertragung zulassen, wird er - worauf Sie hinweisen - die Er­
wägungen des Bu ndesverwartungsgenchts In seinem Urteil.vom 
03.08.. 1990 (BVerwGe m, 2^pmdMS& * * : 
haben, wonach durch Tonaufzeichnungen das Recht des Ratsmitglieds 
auf freie Rade beeinträchtigt sein könnte. Es mag eine Wertungefrage 
sein, ob dieser Einschätzung des Bundesverwaltungsgerichts heute 
noch gefolgt werden rnuss. Hierzu hat sich ja bereits der Bayerische 
Landesbeauftragte für den Datenschutz dem Bundesverwaltungsgericht 
ängeschlasserTlrfseinem 21. Tätigkeitsbericht (abrufbar unter 
www.datenschutz-bayern.de) ist er diesbezüglich unter Ziffer 2.1,4. und 
11.2. zu dem Ergebnis gekommen, dass es der sinzeine Teilnehmer / 
trotz der Öffentlichkeit von Gemeinciaratssitzungen nicht hinnehmen 
muss, dass seine Beiträge weitweit Speicher- und verarbeitungsfähig im 
interneT r̂Verfügung îsteilt werden. Dieser Auffassung schließe ich 
mich an. 

Schutzgesetzes eröffnet. 
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Vergleichend kann auch die Veröffentlichung von Niederschriften von 
"öffentlichen Sitzungen (in Ratsinformationssystemen) herangezogen 
wSrrifin Dia Jjieriererftriftgn müssen inhaltlich datenschutzgerecht ges-
taitet sein d.h. oersonenbezoaene Angaben dürfen nur .dann in die Nie-
derschrift aufgenommen werden, wenn dies im Einzelfall zur DoRumen-
tierung eines Besch1 usses'erfordedicfTist. 
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Presserecht 

Neben den genannten Erwägungen sind En diesem Fall auch die Vor­
schriften des Presserechts zu beachten. Nach Auffassung des Bundes­
verwaltungsgerichts wird die Einschränkung der Pressefreiheit djtcsk-
das Verbot von Tonbandaufnahmen nicht auf das allgemeine Persön-
lichkeftsrecht der Ratsmitglieder, sondern atfefei auf das öfferrfliche Inte­
resse an der ordnungsgemäßen Aufoaberfeffüllung gestützt.: Das hat 
des Bundesverwaltungsgericht in dem oben bereits genannten Urteil 
festgestellt. Darin hat es entschieden, dass das Grundrecht der Presse-
freiheit eines Journalisten nicht dadurch verletzt wird, dass ihm der 
Ratsvorsitzende in AusfQh'rung eines entsprechenden RatsbeschJusses 
unterügTdie^n  ̂
nöfTDerOberiandesgedchtlKiinhatteäenBetnsf-
— ~ " f, OL© Köln, fenen einen. 

Urteil von 0imT978— DVBTT979, 523: „Werats Zuh&rer fa einer dA 
fenüichsn Sitzung eines kommunalen Ausschusses nicht genehmigte 
Tonbandaufnahmen macht, handelt rechtswidrig. Diejenigen, deren ge­

nommen worden ist, können zivikechtiich mit Abwehrrechten gegen den) 
betreffenden Zuhörer vorgeftgp." Das Verbot von Tcobandaufnahmen^J 
hat für den vorliegenden Fali einer auch visuellen Übertragung die Kon­
sequenz, dass durch die Art und Weise der Live-Übertragungen gewähr­
leistet:seirt müsste, dass keine Speicherung der übermittelten Daten 
möglich fet, Dies ist jedoch faktisch unmöglich. 

Urheberrecht 

Das Kunsturheberrechisgesetz steht einer Übertragung der Sitzungen 
grundsätzlich nicht entgegen. Bei Ratsmitgliedem in ihrer amtlichen Po­
sition handelt es sich um Personen der Zeitgeschichte, für die der Aus-
nahmetatbestand des § 23 Abs. 1 Nr. 1 KunstUrhG gilt. Zwar ist nicht 
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davon auszugehen, dass Ratsmitglieder, die naturgemäß regional tätig 
sind, jedermann bekannt sind, zudem sre ihre Posten ehrenamtlich in­
nehaben, allerdings kommt es für die öffentliche Bekanntheit von Per­
sonen der Zeitgeschichte nicht auf das qualitative Ausmaß der Öffent­
lichkeit an, 

Zu beachten ist vorliegend auch das Urheberrechtsgesetz. Gemäß 

. Januat 20t T 
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§ 48 Abs. 1 Nr, 2 UrhG zulässig ist u. a. die öffentliche Wiedergabe von 
Reden, diehej kommunale  ̂.Oggapen gehaJtan>wofden sind.' Unzulässig 
ist aber nach Abs. 2 dieser Norm die Sammlurtg solcher Reden dessel­
ben Urhebers. Diese Einschränkung verdeutlicht, dass eine Spaiche-
ruog der übertragenen Daten ausscheiden muss, Das ist wie bereits 
dargestellt nicht möglich, 

V er hä Itrtismä&igksit 

Hinsichtieh der Art und Weise der Ctoerfragung ist das Verhältnismäßig-
i zu berüoksierfiftî il. Eine Aufnahme der Sitzung darf nur sg_ 

weit dehen, wie es zur erforderlich ist. So 
körnten im EinzetfaTNafrau^  ̂ äfs nicfeL 
efferd.er|d} anaesähett viteif §h öder das feitest puä 
beschränkt werden. Aufwiese Wsfse wfirde auefi gewährleistet, dass es 
zu keiner Beeinträchtigung des Persönhchkeiterechts der zuschauenden 
Bürger kommt. Das ist aber je nach Ausgestaltung einer EtezeiföJiwOrdP-
gung vorbehalten. 

Bei einer fest eingebauten Web-Catn im Sitzungssaal ist in Jedem Falle 
sicherzustellen, dass sie fürdlS nichtöffentlichen teile dar Sitzung aus-
geschaltifwürde. 

Bezüglich der Ausschüsseitzunged ist aliercüngs eine Besonderheit zu 
beachten, Mach § 58 Abs. 3 S. 1 GÖ. NW können neben RatsmitgHedern 
auch sachkundige Bürger, die dem Rat angehören können, zu Mitglie­
dern der Ausschüsse bestellt werden, Diese stehen im Rahmen ihrer 
Tätigkeit den Rätsmitgiiedern gleich, da sie einen Öffentlichen Status 
kraft Funktion innehaben. 

Die Internstübertragung ist aber jedenfalls dann datenschufzrechtlich 
nicht zu beanstanden, wenn die,Betroffenen gemäß 
§TÄbs? 1 a. E. D$G NRW eingewilligt haben. 
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!ch hoffe, die von Ihnen gestellten Fragen zur Thematik abschließend 
beantwortet zu haben. 
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Mi-freundlichen Grüßen 
trag 
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